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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für Wirtschaft und Währung, Folgendes zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Um den zunehmenden 
Unterschieden bei der Haushaltslage, der 
öffentlichen Verschuldung und sonstigen 
Schwachstellen der Mitgliedstaaten besser 
Rechnung zu tragen, sollte der Rahmen für 
die wirtschaftspolitische Steuerung der 
Union angepasst werden. Während sich die 
entschlossene politische Reaktion auf die 
COVID-19-Pandemie bei der Abmilderung 
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
der Krise als äußerst wirksam erwiesen hat, 
führte die Krise auf der anderen Seite zu 
einem signifikanten Anstieg der 
Schuldenquoten im öffentlichen und 
privaten Sektor, was deutlich macht, wie 
wichtig es ist, die Schuldenquoten 
schrittweise, stetig und 
wachstumsfreundlich auf ein dem 
Vorsichtsgebot entsprechendes Niveau zu 
senken und makroökonomischen 
Ungleichgewichten unter gebührender 
Berücksichtigung beschäftigungs- und 
sozialpolitischer Ziele entgegenzuwirken. 
Zugleich sollte der Rahmen für die 
wirtschaftspolitische Steuerung der Union 
angepasst werden, damit er dazu beiträgt, 
die mittel- und langfristigen 
Herausforderungen der Union zu 
bewältigen, etwa die Vollziehung eines 
digitalen und fairen ökologischen Wandels, 
einschließlich des Europäischen 
Klimagesetzes22, die Gewährleistung von 
Energieversorgungssicherheit und von 
offener strategischer Autonomie, die 
Bewältigung des demografischen Wandels, 
die Stärkung der sozialen und 
wirtschaftlichen Resilienz sowie die 

(5) Um den zunehmenden 
Unterschieden bei der Haushaltslage, der 
öffentlichen Verschuldung, sozialen 
Erwägungen und sonstigen 
Schwachstellen der Mitgliedstaaten besser 
Rechnung zu tragen, sollte der Rahmen für 
die wirtschaftspolitische Steuerung der 
Union angepasst werden. Während sich die 
entschlossene politische Reaktion auf die 
COVID-19-Pandemie bei der Abmilderung 
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
der Krise als äußerst wirksam erwiesen hat, 
führte die Krise auf der anderen Seite zu 
einem signifikanten Anstieg der 
Schuldenquoten im öffentlichen und 
privaten Sektor, was deutlich macht, wie 
wichtig es ist, die Schuldenquoten 
schrittweise, stetig, wachstumsfreundlich 
und auf inklusive Weise auf ein dem 
Vorsichtsgebot entsprechendes Niveau zu 
senken und unter gebührender 
Berücksichtigung hochwertiger 
Beschäftigung und sozialpolitischer Ziele 
makroökonomischen Ungleichgewichten 
entgegenzuwirken sowie soziale 
Aufwärtskonvergenz zu unterstützen. 
Zugleich sollte der Rahmen für die 
wirtschaftspolitische Steuerung der Union 
angepasst werden, damit er dazu beiträgt, 
die mittel- und langfristigen 
Herausforderungen der Union zu 
bewältigen, etwa die Vollziehung eines 
digitalen und fairen ökologischen Wandels, 
einschließlich des Europäischen 
Klimagesetzes22, die Umsetzung der 
europäischen Säule sozialer Rechte, die 
Gewährleistung von 
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Umsetzung des strategischen Kompasses 
für Sicherheit und Verteidigung, die 
allesamt in den kommenden Jahren 
Reformen und ein anhaltend hohes 
Investitionsniveau erfordern.

Energieversorgungssicherheit und von 
offener strategischer Autonomie, die 
Bewältigung des demografischen Wandels, 
die Stärkung der sozialen und 
wirtschaftlichen Resilienz, die 
Verwirklichung sozialer 
Aufwärtskonvergenz sowie die Umsetzung 
des strategischen Kompasses für Sicherheit 
und Verteidigung, die allesamt in den 
kommenden Jahren Reformen und ein 
anhaltend hohes Investitionsniveau 
erfordern. Daher sollte er den hohen 
wirtschaftlichen, ökologischen und 
sozialen Risiken Rechnung tragen, die 
durch unzureichende Investitionen 
verursacht werden, einschließlich 
Arbeitskräftemangel, 
Infrastrukturmängeln und mangelnden 
Fortschritten bei der Verwirklichung der 
vereinbarten Dekarbonisierungsziele auf 
sozial gerechte Weise.

__________________ __________________
22 Nach dem Europäischen Klimagesetz, 
das ein unionsweites Ziel der 
Klimaneutralität bis 2050 vorschreibt, sind 
die Organe der Union und die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, Fortschritte 
bei der Verbesserung der 
Anpassungsfähigkeit zu erzielen, was 
erhebliche öffentliche Investitionen 
erfordern wird, um die negativen 
sozioökonomischen Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Union und ihre 
Mitgliedstaaten, einschließlich negativer 
Auswirkungen auf das Wachstum und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen, 
abzufedern.

22 Nach dem Europäischen Klimagesetz, 
das ein unionsweites Ziel der 
Klimaneutralität bis 2050 vorschreibt, sind 
die Organe der Union und die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, Fortschritte 
bei der Verbesserung der 
Anpassungsfähigkeit zu erzielen, was 
erhebliche öffentliche Investitionen 
erfordern wird, um die negativen 
sozioökonomischen Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Union und ihre 
Mitgliedstaaten, einschließlich negativer 
Auswirkungen auf das Wachstum und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen, 
abzufedern.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Das Verfahren der multilateralen 
Überwachung nach Artikel 121 Absätze 2, 
3 und 4 und Artikel 148 Absatz 4 AEUV 
sollte dazu dienen, sämtliche 
Entwicklungen der Wirtschaft und 
Beschäftigung in jedem Mitgliedstaat und 
in der Union mithilfe detaillierterer 
Vorschriften zu überwachen. Dazu gehört 
auch die Erkennung makroökonomischer 
Ungleichgewichte sowie die Vermeidung 
und Korrektur übermäßiger 
Ungleichgewichte gemäß den 
Verordnungen (EU) Nr. 1174/201123 und 
(EU) Nr. 1176/201124 des Europäischen 
Parlaments und des Rates. Für die 
Überwachung dieser Entwicklungen der 
Wirtschaft und Beschäftigung sollten die 
Mitgliedstaaten Informationen in Form von 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen vorlegen.

(7) Das Verfahren der multilateralen 
Überwachung nach Artikel 121 Absätze 2, 
3 und 4 und Artikel 148 Absatz 4 AEUV 
sollte dazu dienen, sämtliche 
Entwicklungen in den Bereichen 
Wirtschaft, Beschäftigung und Soziales in 
jedem Mitgliedstaat und in der Union 
mithilfe detaillierterer Vorschriften zu 
überwachen, einschließlich der 
Fortschritte bei der Verwirklichung der 
nationalen Ziele, die mit den Kernzielen 
und ihren wichtigsten und sekundären 
Indikatoren der europäischen Säule 
sozialer Rechte verknüpft sind. Dazu 
gehört auch die Erkennung 
makroökonomischer Ungleichgewichte 
sowie die Vermeidung und Korrektur 
übermäßiger Ungleichgewichte gemäß den 
Verordnungen (EU) Nr. 1174/201123 und 
(EU) Nr. 1176/201124 des Europäischen 
Parlaments und des Rates. Für die 
Überwachung dieser Entwicklungen in den 
Bereichen Wirtschaft, Beschäftigung und 
soziale Konvergenz sollten die 
Mitgliedstaaten Informationen in Form von 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen vorlegen. Zur 
Überwachung der sozialen 
Entwicklungen sollte ein 
Überwachungsmechanismus zur 
Überwachung der Risiken im Bereich 
soziale Konvergenz eingerichtet werden.

__________________ __________________
23 Verordnung (EU) Nr. 1174/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über 
Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur 
übermäßiger makroökonomischer 
Ungleichgewichte im Euro-
Währungsgebiet (ABl. L 306 vom 
23.11.2011, S. 8).

23 Verordnung (EU) Nr. 1174/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über 
Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur 
übermäßiger makroökonomischer 
Ungleichgewichte im Euro-
Währungsgebiet (ABl. L 306 vom 
23.11.2011, S. 8).

24 Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über die 
Vermeidung und Korrektur 

24 Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über die 
Vermeidung und Korrektur 
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makroökonomischer Ungleichgewichte 
(ABl. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

makroökonomischer Ungleichgewichte 
(ABl. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Daher sollten detaillierte 
Vorschriften für Inhalt, Übermittlung, 
Bewertung und Überwachung der 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne festgelegt werden, 
um durch eine mittelfristige Planung die 
Schuldentragfähigkeit und ein nachhaltiges 
und inklusives Wachstum in den 
Mitgliedstaaten zu fördern und übermäßige 
öffentliche Defizite zu verhindern.

(8) Daher sollten detaillierte 
Vorschriften für Inhalt, Übermittlung, 
Bewertung und Überwachung der 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne festgelegt werden, 
um durch eine mittelfristige Planung die 
Schuldentragfähigkeit und ein nachhaltiges 
und inklusives Wachstum und soziale 
Aufwärtskonvergenz in den 
Mitgliedstaaten zu fördern und übermäßige 
öffentliche Defizite zu verhindern.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne 
sollten die finanzpolitischen und 
strukturellen Reformen und die 
Investitionszusagen eines jeden 
Mitgliedstaats enthalten und den Eckpfeiler 
des Rahmens für die wirtschaftspolitische 
Steuerung der Union bilden. Jeder 
Mitgliedstaat sollte einen mittelfristigen 
Plan vorlegen, in dem sein 
haushaltspolitischer Zielpfad sowie seine 
Zusagen in Bezug auf prioritäre öffentliche 

(9) Die nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne 
sollten die finanzpolitischen und 
strukturellen Reformen und die 
Investitionszusagen eines jeden 
Mitgliedstaats enthalten und den Eckpfeiler 
des Rahmens für die wirtschafts- und 
sozialpolitische Steuerung der Union 
bilden. Jeder Mitgliedstaat sollte einen 
mittelfristigen Plan vorlegen, in dem sein 
haushaltspolitischer Zielpfad sowie seine 
Zusagen in Bezug auf prioritäre öffentliche 
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Investitionen und Reformen dargelegt 
werden, die zusammen für einen stetigen, 
schrittweisen Schuldenabbau und ein 
nachhaltiges und inklusives Wachstum 
sorgen sollen, wobei eine prozyklische 
Finanzpolitik zu vermeiden ist; auch 
sollten die Pläne weitreichendere Reform- 
und Investitionszusagen, insbesondere zur 
Förderung des ökologischen und digitalen 
Wandels sowie der sozialen und 
wirtschaftlichen Resilienz und zur 
Umsetzung der europäischen Säule sozialer 
Rechte enthalten. Während der Laufzeit 
der Aufbau- und Resilienzfazilität25 sollten 
die in den nationalen Aufbau- und 
Resilienzplänen abgegebenen Zusagen 
angemessen berücksichtigt werden.

Investitionen und Reformen dargelegt 
werden, die zusammen für einen stetigen, 
schrittweisen Schuldenabbau und ein 
nachhaltiges und inklusives Wachstum und 
soziale Aufwärtskonvergenz sorgen sollen, 
wobei eine prozyklische Finanzpolitik zu 
vermeiden ist; auch sollten die Pläne 
weitreichendere Reform- und 
Investitionszusagen, insbesondere zur 
Förderung des ökologischen und digitalen 
Wandels sowie der sozialen und 
wirtschaftlichen Resilienz und der sozialen 
Aufwärtskonvergenz und zur Umsetzung 
der europäischen Säule sozialer Rechte 
enthalten. Während der Laufzeit der 
Aufbau- und Resilienzfazilität25 sollten die 
in den nationalen Aufbau- und 
Resilienzplänen abgegebenen Zusagen 
angemessen berücksichtigt werden.

__________________ __________________
25 Verordnung (EU) 2021/241 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ABl. L 57 
vom 18.2.2021, S. 17).

25 Verordnung (EU) 2021/241 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ABl. L 57 
vom 18.2.2021, S. 17).

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Zur Vereinfachung des 
haushaltspolitischen Rahmens der Union 
und zur Erhöhung der Transparenz sollte 
als Grundlage für die Festlegung des 
haushaltspolitischen Pfads und die 
jährliche haushaltspolitische Überwachung 
ein einziger, auf der Schuldentragfähigkeit 
beruhender operativer Indikator 
herangezogen werden. Dieser einzige 
operative Indikator sollte auf national 
finanzierten Nettoprimärausgaben beruhen, 

(12) Zur Vereinfachung des 
haushaltspolitischen Rahmens der Union 
und zur Erhöhung der Transparenz sollte 
als Grundlage für die Festlegung des 
haushaltspolitischen Pfads und die 
jährliche haushaltspolitische Überwachung 
ein einziger, auf der Schuldentragfähigkeit 
beruhender operativer Indikator 
herangezogen werden. Dieser einzige 
operative Indikator sollte auf national 
finanzierten Nettoprimärausgaben beruhen, 
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d. h. Ausgaben ohne diskretionäre 
einnahmenseitige Maßnahmen, ohne 
Zinsausgaben, ohne Ausgaben für 
konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit und 
ohne Ausgaben für Unionsprogramme, die 
vollständig durch Einnahmen aus den 
Unionsfonds ausgeglichen werden. Da 
dieser Indikator nicht von der Wirkung 
automatischer Stabilisatoren, einschließlich 
Einnahmen- und Ausgabenschwankungen, 
die sich der direkten Kontrolle des Staates 
entziehen, beeinflusst wird, ermöglicht er 
eine makroökonomische Stabilisierung.

d. h. Ausgaben ohne diskretionäre 
einnahmenseitige Maßnahmen, ohne 
Zinsausgaben, ohne Ausgaben für 
konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeitsregelungen und ohne 
Ausgaben für Unionsprogramme, die 
vollständig durch Einnahmen aus den 
Unionsfonds ausgeglichen werden. Da 
dieser Indikator nicht von der Wirkung 
automatischer Stabilisatoren, einschließlich 
Einnahmen- und Ausgabenschwankungen, 
die sich der direkten Kontrolle des Staates 
entziehen, beeinflusst wird, ermöglicht er 
eine makroökonomische Stabilisierung.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Um den Mitgliedstaaten für die 
Aufstellung ihrer mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne eine 
Leitlinie an die Hand zu geben, sollte die 
Kommission einen technischen Zielpfad 
auf der Grundlage der minimalen 
Haushaltsanpassung vorlegen, mit der der 
Schuldenstand des Mitgliedstaats auf einen 
plausibel rückläufigen Pfad gebracht oder 
auf einem dem Vorsichtsgebot 
entsprechenden Niveau gehalten wird. Er 
sollte auch sicherstellen, dass die 
öffentliche Schuldenquote am Ende des 
Planungszeitraums unter das Niveau des 
Jahres vor Beginn des technischen 
Zielpfads sinkt. Mit einer angemessenen 
Haushaltspolitik sollte dafür gesorgt 
werden, dass dieser Schuldenabbau 
nachhaltig ist.

(13) Um den Mitgliedstaaten für die 
Aufstellung ihrer mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne eine 
Leitlinie an die Hand zu geben, sollte die 
Kommission einen technischen Zielpfad 
auf der Grundlage der minimalen 
Haushaltsanpassung vorlegen, mit der der 
Schuldenstand des Mitgliedstaats auf einen 
plausibel rückläufigen Pfad gebracht oder 
auf einem dem Vorsichtsgebot 
entsprechenden Niveau gehalten wird, 
wobei auch dem Investitionsbedarf der 
Mitgliedstaaten zur Verwirklichung der 
gemeinsamen Prioritäten der Union 
Rechnung zu tragen ist. Er sollte auch 
sicherstellen, dass die öffentliche 
Schuldenquote am Ende des 
Planungszeitraums unter das Niveau des 
Jahres vor Beginn des technischen 
Zielpfads sinkt. Mit einer angemessenen 
Haushaltspolitik, die die Verwirklichung 
der gemeinsamen Prioritäten der Union 
nicht erheblich beeinträchtigt, sollte dafür 
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gesorgt werden, dass dieser Schuldenabbau 
nachhaltig ist.

Or. en

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) In jedem nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan sollte 
dessen Status im Rahmen der nationalen 
Verfahren angegeben werden und 
insbesondere, ob der Plan dem nationalen 
Parlament vorgelegt und von diesem 
gebilligt wurde. Im nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan sollte auch 
angegeben werden, ob das nationale 
Parlament die Möglichkeit hatte, die 
Empfehlung des Rates zum 
vorhergehenden Plan und gegebenenfalls 
andere Empfehlungen oder Beschlüsse des 
Rates oder eine Verwarnung der 
Kommission zu erörtern.

(16) In jedem nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan sollte 
dessen Status im Rahmen der nationalen 
Verfahren angegeben werden und 
insbesondere, ob der Plan dem nationalen 
Parlament und den Sozialpartnern 
vorgelegt und vom Parlament gebilligt 
wurde. Im nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan sollte 
auch angegeben werden, ob das nationale 
Parlament die Möglichkeit hatte, die 
Empfehlung des Rates zum 
vorhergehenden Plan und gegebenenfalls 
andere Empfehlungen oder Beschlüsse des 
Rates oder eine Verwarnung der 
Kommission zu erörtern.

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16a) Die Mitgliedstaaten sollten 
sicherstellen, dass die Sozialpartner bei 
der Ausarbeitung der mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne 
konsultiert werden und ihnen die 
Möglichkeit gegeben wird, frühzeitig 
Beiträge zu leisten, insbesondere in Bezug 
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auf Aspekte, die die Beschäftigungspolitik 
betreffen oder Auswirkungen auf die 
Beschäftigung haben können.

Or. en

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Da den Mitgliedstaaten am Ende 
ihrer mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne zusätzliche Kosten, 
etwa infolge der Bevölkerungsalterung 
oder aufgrund eines ungünstigen Zins-
Wachstums-Differenzials, entstehen 
könnten, sollten sie dafür sorgen, dass der 
Gesamtsaldo am Ende des 
Anpassungszeitraums ausreicht, um das 
Defizit dauerhaft unter dem Referenzwert 
von 3 % des BIP zu halten.

(18) Da den Mitgliedstaaten am Ende 
ihrer mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne zusätzliche Kosten 
entstehen könnten, sollten sie dafür sorgen, 
dass der Gesamtsaldo am Ende des 
Anpassungszeitraums ausreicht, um das 
Defizit dauerhaft unter dem Referenzwert 
von 3 % des BIP zu halten.

Or. en

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Bei der Bewertung der nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne durch die 
Kommission sollte insbesondere die 
Plausibilität der makroökonomischen und 
haushaltspolitischen Annahmen geprüft 
werden, soweit diese von den Annahmen 
abweichen, die dem technischen Zielpfad 
zugrunde liegen. Insbesondere sollten die 
in den Plan aufzunehmenden, unter der 
Annahme einer unveränderten Politik 

(20) Bei der Bewertung der nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne durch die 
Kommission sollte insbesondere die 
Plausibilität der makroökonomischen und 
haushaltspolitischen Annahmen geprüft 
werden, soweit diese von den Annahmen 
abweichen, die dem technischen Zielpfad 
zugrunde liegen, während gleichzeitig die 
Verwirklichung der durch die 
gemeinsamen Prioritäten festgelegten 
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erstellten Schuldenprojektionen kohärent 
und mit den Projektionen der Kommission 
vergleichbar sein.

Ziele sicherzustellen ist. Insbesondere 
sollten die in den Plan aufzunehmenden, 
unter der Annahme einer unveränderten 
Politik erstellten Schuldenprojektionen 
kohärent und mit den Projektionen der 
Kommission vergleichbar sein.

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um einen eher schrittweisen 
Schuldenabbau zu ermöglichen, kann der 
Anpassungszeitraum um höchstens drei 
Jahre verlängert werden, wenn der 
betreffende Mitgliedstaat seinem 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan ein Paket 
überprüfbarer und terminierter Reformen 
und Investitionen zugrunde legt, die 
zusammen genommen wachstumsfördernd 
sind, tragfähige öffentliche Finanzen 
fördern und den gemeinsamen Prioritäten 
der Union, den einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen, die im 
Rahmen des Europäischen Semesters an 
den Mitgliedstaat gerichtet wurden, sowie 
den länderspezifischen 
Investitionsprioritäten Rechnung tragen, 
ohne im Anpassungszeitraum zu 
Kürzungen bei anderen national 
finanzierten öffentlichen Investitionen zu 
führen, damit die gesamtwirtschaftliche 
Wirkung der Investitionen sichergestellt 
und eine Verdrängung anderer 
Investitionsprioritäten vermieden wird.

(22) Um einen eher schrittweisen 
Schuldenabbau zu ermöglichen, kann der 
Anpassungszeitraum um höchstens drei 
Jahre verlängert werden, wenn der 
betreffende Mitgliedstaat seinem 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan ein Paket 
überprüfbarer und terminierter Reformen 
und Investitionen zugrunde legt, die 
zusammen genommen nachhaltiges und 
inklusives Wachstum, soziale 
Aufwärtskonvergenz und  tragfähige 
öffentliche Finanzen fördern und den 
gemeinsamen Prioritäten der Union, den 
einschlägigen länderspezifischen 
Empfehlungen, die im Rahmen des 
Europäischen Semesters an den 
Mitgliedstaat gerichtet wurden, sowie den 
länderspezifischen Investitionsprioritäten 
Rechnung tragen, ohne im 
Anpassungszeitraum zu Kürzungen bei 
anderen national finanzierten öffentlichen 
Investitionen, einschließlich sozialer 
Investition, zu führen, damit die 
gesamtwirtschaftliche Wirkung der 
Investitionen sichergestellt und eine 
Verdrängung anderer 
Investitionsprioritäten vermieden wird.

Or. en
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Damit ein gerechter und 
transparenter Prozess gewährleistet ist, 
sollten die Reform- und 
Investitionszusagen anhand eines 
gemeinsamen Unionsrahmens bewertet 
werden. Während der Laufzeit der Aufbau- 
und Resilienzfazilität können die im 
Rahmen der nationalen Aufbau- und 
Resilienzpläne abgegebenen Zusagen 
gegebenenfalls bei der Prüfung eines 
Antrags auf Verlängerung des 
Anpassungszeitraums berücksichtigt 
werden. Das Reform- und 
Investitionspaket, auf dessen Grundlage 
der Zeitraum für die Haushaltsanpassung 
verlängert werden soll, sollte in einem 
angemessenen Verhältnis zu den im 
jüngsten Debt Sustainability Monitor 
festgestellten Herausforderungen beim 
öffentlichen Schuldenstand und den für 
das mittelfristige Wachstum bestehenden 
Herausforderungen stehen. Es wird 
erwartet, dass in Mitgliedstaaten, in denen 
die Herausforderungen beim öffentlichen 
Schuldenstand mit erheblichen 
Herausforderungen für das mittelfristige 
Wachstum einhergehen, mit dem Reform- 
und Investitionspaket auch Hindernisse für 
das mittelfristige Wachstum angegangen 
werden.

(23) Damit ein gerechter und 
transparenter Prozess gewährleistet ist, 
sollten die Reform- und 
Investitionszusagen anhand eines 
gemeinsamen Unionsrahmens bewertet 
werden. Während der Laufzeit der Aufbau- 
und Resilienzfazilität können die im 
Rahmen der nationalen Aufbau- und 
Resilienzpläne abgegebenen Zusagen 
gegebenenfalls bei der Prüfung eines 
Antrags auf Verlängerung des 
Anpassungszeitraums berücksichtigt 
werden. Das Reform- und 
Investitionspaket, auf dessen Grundlage 
der Zeitraum für die Haushaltsanpassung 
verlängert werden soll, sollte in einem 
angemessenen Verhältnis zu den im 
jüngsten Debt Sustainability Monitor 
festgestellten Herausforderungen beim 
öffentlichen Schuldenstand in Verbindung 
mit den Risiken im Bereich soziale 
Divergenz, wie sie in den jüngsten 
Aktualisierungen ihrer Überwachung 
festgestellt wurden, stehen. Es wird 
erwartet, dass in Mitgliedstaaten, in denen 
die Herausforderungen beim öffentlichen 
Schuldenstand mit erheblichen 
Herausforderungen für das mittelfristige 
Wachstum einhergehen, mit dem Reform- 
und Investitionspaket auch Hindernisse für 
das mittelfristige Wachstum angegangen 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) Die in den nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen enthaltenen 
Reform- und Investitionszusagen sollten 
auf die gemeinsamen Prioritäten der Union 
abgestimmt sein. Diese Reform- und 
Investitionszusagen sollten auch mit den 
nationalen Strategien vereinbar sein, die 
der betreffende Mitgliedstaat zur 
Umsetzung der einschlägigen Prioritäten 
der Union vorgelegt hat. Gegebenenfalls 
sollte während der Laufzeit der Aufbau- 
und Resilienzfazilität auf die nationalen 
Aufbau- und Resilienzpläne Bezug 
genommen werden, um die Kohärenz der 
Maßnahmen sicherzustellen.

(24) Die in den nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen enthaltenen 
Reform- und Investitionszusagen sollten 
die Verwirklichung der durch die 
gemeinsamen Prioritäten der Union 
festgelegten Ziele sicherstellen. Diese 
Reform- und Investitionszusagen sollten 
auch mit den nationalen Strategien 
vereinbar sein, die der betreffende 
Mitgliedstaat zur Umsetzung der 
einschlägigen Prioritäten der Union 
vorgelegt hat. Gegebenenfalls sollte 
während der Laufzeit der Aufbau- und 
Resilienzfazilität auf die nationalen 
Aufbau- und Resilienzpläne Bezug 
genommen werden, um die Kohärenz der 
Maßnahmen sicherzustellen.

Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Werden die überprüfbaren und 
terminierten Reform- und 
Investitionszusagen, die einem eher 
schrittweisen Nettoausgabenpfad zugrunde 
liegen, nicht in der gesetzten Frist erfüllt, 
kann der Rat auf Empfehlung der 
Kommission empfehlen, eine raschere 
Anpassung vorzunehmen, d. h. den 
Verlängerungszeitraum des 
Nettoausgabenpfads zu verkürzen.

(25) Werden die überprüfbaren und 
terminierten Reform- und 
Investitionszusagen, die einem eher 
schrittweisen Nettoausgabenpfad zugrunde 
liegen, nicht in der gesetzten Frist erfüllt, 
kann der Rat auf Empfehlung der 
Kommission empfehlen, eine raschere 
Anpassung vorzunehmen, d. h. den 
Verlängerungszeitraum des 
Nettoausgabenpfads zu verkürzen, wobei 
die gemeinsamen Prioritäten zu achten 
und Fortschritte zu ermöglichen sind.
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Or. en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Die unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen haben gezeigt, dass sie in der 
Lage sind, die Haushaltsdisziplin zu 
fördern und die Zuverlässigkeit der 
öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten 
zu erhöhen. Um die Eigenverantwortung 
der Mitgliedstaaten zu stärken, sollte die 
Rolle der unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen, die traditionell mit der 
Überwachung der Einhaltung des 
nationalen Rahmens betraut sind, auf den 
Rahmen für die wirtschaftspolitische 
Steuerung der Union ausgeweitet werden.

(27) Die unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen haben gezeigt, dass sie in der 
Lage sind, die Haushaltsdisziplin zu 
fördern und die Zuverlässigkeit der 
öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten 
zu erhöhen. Um die Eigenverantwortung 
der Mitgliedstaaten zu stärken, sollten die 
unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen, die traditionell mit der 
Überwachung der Einhaltung des 
nationalen Rahmens betraut sind, auch den 
sozialen Entwicklungen Rechnung tragen 
und Sachverständige aus diesem Bereich 
einbeziehen.

Or. en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29a) Besondere Aufmerksamkeit sollte 
auch den erheblichen Risiken im Bereich 
soziale Divergenz gelten, die sich aus den 
in den nationalen mittelfristigen Plänen 
vorgesehenen haushaltspolitischen 
Entscheidungen ergeben. Deshalb ist es 
angezeigt, das Verfahren der 
multilateralen Überwachung nach 
Artikel 121 Absätze 3 und 4 AEUV durch 
ein Frühwarnsystem zu ergänzen, mit 
dem die Kommission einen Mitgliedstaat 
gemäß Artikel 9 AEUV frühzeitig darauf 
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aufmerksam macht, dass 
Korrekturmaßnahmen ergriffen werden 
müssen, um Risiken im Bereich soziale 
Divergenz zu verhindern.

Or. en

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Diese Verordnung bildet zusammen 
mit der Richtlinie des Rates [XXX zur 
Änderung der Richtlinie 2011/85/EU] und 
der Verordnung des Rates [XXX zur 
Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1467/97 des Rates] ein Paket. 
Zusammen schaffen sie einen reformierten 
Rahmen für die wirtschaftspolitische 
Steuerung der Union, mit dem der Inhalt 
des Titels III „Fiskalpolitischer Pakt“ des 
Vertrags über Stabilität, Koordinierung und 
Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion27 (SKS-Vertrag) im 
Einklang mit Artikel 16 des Vertrags in das 
Unionsrecht übernommen wird. Aufbauend 
auf den Erfahrungen mit der Umsetzung 
des SKS-Vertrags durch die 
Mitgliedstaaten wird auch bei diesem 
Vorschlag für ein Legislativpaket die 
mittelfristige Ausrichtung des 
fiskalpolitischen Pakts als Instrument zur 
Durchsetzung von Haushaltsdisziplin und 
zur Wachstumsförderung eingesetzt. Das 
Paket weist eine stärkere länderspezifische 
Dimension auf, um die 
Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten zu 
erhöhen, unter anderem durch eine 
Stärkung der Rolle der unabhängigen 
finanzpolitischen Institutionen; dies stützt 
sich im Wesentlichen auf die von der 
Kommission im Einklang mit Artikel 3 
Absatz 2 des SKS-Vertrags 
vorgeschlagenen gemeinsamen Grundsätze 

(32) Diese Verordnung bildet zusammen 
mit der Richtlinie des Rates [XXX zur 
Änderung der Richtlinie 2011/85/EU] und 
der Verordnung des Rates [XXX zur 
Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1467/97 des Rates] ein Paket. 
Zusammen schaffen sie einen reformierten 
Rahmen für die wirtschaftspolitische 
Steuerung der Union, mit dem der Inhalt 
des Titels III „Fiskalpolitischer Pakt“ des 
Vertrags über Stabilität, Koordinierung und 
Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion27 (SKS-Vertrag) im 
Einklang mit Artikel 16 des Vertrags in das 
Unionsrecht übernommen wird. Aufbauend 
auf den Erfahrungen mit der Umsetzung 
des SKS-Vertrags durch die 
Mitgliedstaaten wird auch bei diesem 
Vorschlag für ein Legislativpaket die 
mittelfristige Ausrichtung des 
fiskalpolitischen Pakts als Instrument zur 
Durchsetzung von Haushaltsdisziplin und 
zur Wachstumsförderung eingesetzt. Das 
Paket weist eine stärkere länderspezifische 
Dimension auf, um die 
Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten zu 
erhöhen, unter anderem durch eine Rolle 
der unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen; dies stützt sich im 
Wesentlichen auf die von der Kommission 
im Einklang mit Artikel 3 Absatz 2 des 
SKS-Vertrags vorgeschlagenen 
gemeinsamen Grundsätze des 
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des fiskalpolitischen Pakts28. Die Analyse 
der Ausgaben ohne diskretionäre 
einnahmenseitige Maßnahmen für die im 
fiskalpolitischen Pakt vorgeschriebene 
Gesamtbewertung der Einhaltung der 
Regelungen ist in dieser Verordnung 
festgelegt. Wie im fiskalpolitischen Pakt 
werden auch in dieser Verordnung 
vorübergehende Abweichungen vom 
mittelfristigen Plan nur unter 
außergewöhnlichen Umständen gestattet. 
Ähnlich wie im fiskalpolitischen Pakt 
sollten bei erheblichen Abweichungen vom 
mittelfristigen Plan Maßnahmen ergriffen 
werden, die in einem festgelegten Zeitraum 
zu einer Korrektur der Abweichungen 
führen. Mit dem Paket werden die 
haushaltspolitische Überwachung und die 
Durchsetzungsverfahren gestärkt, um der 
Verpflichtung, gesunde und tragfähige 
öffentliche Finanzen sowie nachhaltiges 
und inklusives Wachstum zu fördern, 
nachzukommen. Bei der Reform des 
Rahmens für die wirtschaftspolitische 
Steuerung werden somit die im SKS-
Vertrag festgelegten grundlegenden Ziele 
der Haushaltsdisziplin und der 
Schuldentragfähigkeit beibehalten.

fiskalpolitischen Pakts28. Die 
unabhängigen finanzpolitischen 
Institutionen sollten Sozialexperten 
einbeziehen und auch eine Bewertung der 
sozialen Auswirkungen fiskalpolitischer 
Entscheidungen vornehmen. Die Analyse 
der Ausgaben ohne diskretionäre 
einnahmenseitige Maßnahmen für die im 
fiskalpolitischen Pakt vorgeschriebene 
Gesamtbewertung der Einhaltung der 
Regelungen ist in dieser Verordnung 
festgelegt. Wie im fiskalpolitischen Pakt 
werden auch in dieser Verordnung 
vorübergehende Abweichungen vom 
mittelfristigen Plan nur unter 
außergewöhnlichen Umständen gestattet. 
Ähnlich wie im fiskalpolitischen Pakt 
sollten bei erheblichen Abweichungen vom 
mittelfristigen Plan Maßnahmen ergriffen 
werden, die in einem festgelegten Zeitraum 
zu einer Korrektur der Abweichungen 
führen. Mit dem Paket werden die 
haushaltspolitische Überwachung und die 
Durchsetzungsverfahren gestärkt, um der 
Verpflichtung, gesunde und tragfähige 
öffentliche Finanzen sowie nachhaltiges 
und inklusives Wachstum zu fördern, 
nachzukommen. Bei der Reform des 
Rahmens für die wirtschaftspolitische 
Steuerung werden somit die im SKS-
Vertrag festgelegten grundlegenden Ziele 
der Haushaltsdisziplin und der 
Schuldentragfähigkeit beibehalten.

__________________ __________________
27 Vertrag über Stabilität, Koordinierung 
und Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion vom 2. März 2012.

27 Vertrag über Stabilität, Koordinierung 
und Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion vom 2. März 2012.

28 Mitteilung COM(2012) 342 final der 
Kommission vom 20. Juni 2012 
„Gemeinsame Grundsätze für nationale 
fiskalpolitische Korrekturmechanismen“.

28 Mitteilung COM(2012) 342 final der 
Kommission vom 20. Juni 2012 
„Gemeinsame Grundsätze für nationale 
fiskalpolitische Korrekturmechanismen“.

Or. en
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Damit eine wirksame Durchführung 
und angemessene Überwachung dieser 
Verordnung sichergestellt wird, sollte der 
Kommission die Befugnis übertragen 
werden, gemäß Artikel 290 AEUV 
Rechtsakte in Bezug auf Folgendes zu 
erlassen: die Angaben, die in den 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen der 
Mitgliedstaaten enthalten sein müssen, die 
Angaben, die in den jährlichen 
Fortschrittsberichten der Mitgliedstaaten 
enthalten sein müssen, die Funktionsweise 
des Kontrollkontos, die Methode für die 
Plausibilitätsprüfung durch die 
Kommission, die Aufstellung der Liste der 
gemeinsamen Prioritäten der Union und 
den Bewertungsrahmen für die Reform- 
und Investitionszusagen, die einer 
Verlängerung des Zeitraums für die 
Haushaltsanpassung zugrunde gelegt 
werden sollen. Es ist von besonderer 
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge 
ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von 
Sachverständigen, durchführt, die mit den 
Grundsätzen in Einklang stehen, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung29 
niedergelegt wurden. Um insbesondere für 
eine gleichberechtigte Beteiligung an der 
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte zu 
sorgen, erhalten das Europäische Parlament 
und der Rat alle Dokumente zur gleichen 
Zeit wie die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen 
haben systematisch Zugang zu den 
Sitzungen der Sachverständigengruppen 
der Kommission, die mit der Ausarbeitung 
der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(33) Damit eine wirksame Durchführung 
und angemessene Überwachung dieser 
Verordnung sichergestellt wird, sollte der 
Kommission die Befugnis übertragen 
werden, gemäß Artikel 290 AEUV 
Rechtsakte in Bezug auf Folgendes zu 
erlassen: die Angaben, die in den 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen der 
Mitgliedstaaten enthalten sein müssen, die 
Angaben, die in den jährlichen 
Fortschrittsberichten der Mitgliedstaaten 
enthalten sein müssen, die Funktionsweise 
des Kontrollkontos, die Methode für die 
Plausibilitätsprüfung durch die 
Kommission. Es ist von besonderer 
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge 
ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von 
Sachverständigen, durchführt, die mit den 
Grundsätzen in Einklang stehen, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung29 
niedergelegt wurden. Um insbesondere für 
eine gleichberechtigte Beteiligung an der 
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte zu 
sorgen, erhalten das Europäische Parlament 
und der Rat alle Dokumente zur gleichen 
Zeit wie die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen 
haben systematisch Zugang zu den 
Sitzungen der Sachverständigengruppen 
der Kommission, die mit der Ausarbeitung 
der delegierten Rechtsakte befasst sind.

__________________ __________________
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29 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1. 29 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Mit dieser Verordnung werden 
Vorschriften festgelegt, die eine wirksame 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten gewährleisten und damit 
zur Verwirklichung der Ziele der Union in 
Bezug auf Wachstum und Beschäftigung 
beitragen.

Mit dieser Verordnung werden 
Vorschriften festgelegt, die eine wirksame 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten gewährleisten und damit 
zur Verwirklichung der Ziele der Union in 
Bezug auf nachhaltiges und inklusives 
Wachstum und hochwertige Beschäftigung 
im Einklang mit den gemeinsamen 
Prioritäten der Union beitragen.

Or. en

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Sie legt detaillierte Vorschriften für Inhalt, 
Übermittlung, Bewertung und 
Überwachung der nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne im 
Rahmen der multilateralen 
haushaltspolitischen Überwachung durch 
den Rat und die Kommission fest, um 
durch mittelfristige Planung die 
Schuldentragfähigkeit und ein nachhaltiges 
und inklusives Wachstum in den 
Mitgliedstaaten zu fördern und 
übermäßigen öffentlichen Defiziten 
vorzubeugen.

Sie legt detaillierte Vorschriften für Inhalt, 
Übermittlung, Bewertung und 
Überwachung der nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne im 
Einklang mit den Zielen der EU in den 
Bereichen Wirtschaft, Soziales und 
Nachhaltigkeit im Rahmen der 
wirtschaftlichen und multilateralen 
haushaltspolitischen Überwachung durch 
den Rat und die Kommission fest, um 
durch mittelfristige Planung die 
Schuldentragfähigkeit und ein nachhaltiges 
und inklusives Wachstum und soziale 
Aufwärtskonvergenz in den 
Mitgliedstaaten zu fördern und 
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übermäßigen öffentlichen Defiziten 
vorzubeugen und gleichzeitig die 
notwendigen wirtschaftlichen und 
sozialen Investitionen sicherzustellen.

Or. en

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die gemeinsame Prioritäten der Union 
sind:
a) der europäische Grüne Deal, 
einschließlich des Übergangs zur 
Klimaneutralität bis 2050 und die 
Umsetzung auf nationaler Ebene über die 
nationalen Energie- und Klimapläne,
b) die europäische Säule sozialer 
Rechte einschließlich der zugehörigen 
Ziele für Beschäftigung, Kompetenzen 
und Armutsbekämpfung bis 2030,
c) das Politikprogramm 2030 für die 
digitale Dekade, dem auf nationaler 
Ebene durch die nationalen strategischen 
Fahrpläne für die digitale Dekade 
Rechnung getragen wird,
d) ein Strategischer Kompass für 
Sicherheit und Verteidigung – Für eine 
Europäische Union, die ihre Bürgerinnen 
und Bürger, Werte und Interessen schützt 
und zu Weltfrieden und internationaler 
Sicherheit beiträgt.

Or. en

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. ‚Nettoausgaben‘ die Staatsausgaben 
ohne Zinsausgaben, diskretionäre 
einnahmenseitige Maßnahmen und andere 
Haushaltsvariablen, die sich der Kontrolle 
der Regierung entziehen, im Sinne von 
Anhang II Buchstabe a;

2. ‚Nettoausgaben‘ die Staatsausgaben 
ohne Zinsausgaben, Investitionen, die für 
die Verwirklichung der Umsetzung der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
erforderlich sind, und andere 
Haushaltsvariablen, die sich der Kontrolle 
der Regierung entziehen, sowie die 
zyklischen Elemente der Ausgaben für 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit im Sinne 
von Anhang II Buchstabe a;

Or. en

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Um eine engere Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik und eine dauerhafte 
Konvergenz der wirtschaftlichen und 
sozialen Leistung der Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten, führen der Rat und die 
Kommission die multilaterale 
Überwachung im Rahmen des 
Europäischen Semesters im Einklang mit 
den im AEUV festgelegten Zielen und 
Anforderungen durch. Die multilaterale 
Überwachung stützt sich auf hochwertige 
und unabhängige Statistiken, die nach den 
Grundsätzen der Verordnung (EG) 
Nr. 223/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates erstellt werden.

Um eine engere Koordinierung der 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
und eine dauerhafte Aufwärtskonvergenz 
der wirtschaftlichen und sozialen Leistung 
der Mitgliedstaaten sowie die 
Verwirklichung der gemeinsamen 
Prioritäten der Union zu gewährleisten, 
führen der Rat und die Kommission die 
multilaterale Überwachung im Rahmen des 
Europäischen Semesters im Einklang mit 
den im AEUV festgelegten Zielen und 
Anforderungen durch. Die multilaterale 
Überwachung stützt sich auf hochwertige 
und unabhängige Statistiken, die nach den 
Grundsätzen der Verordnung (EG) 
Nr. 223/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates erstellt werden.

Or. en
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Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Formulierung und die 
Überwachung der Umsetzung der 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Union gemäß 
Artikel 121 Absatz 2 AEUV, der 
länderspezifischen Empfehlungen und der 
Empfehlung zur Wirtschaftspolitik des 
Euro-Währungsgebiets,

a) die Formulierung und die 
Überwachung der Umsetzung der 
Grundzüge der Politik der Mitgliedstaaten 
und der Union in den Bereichen 
Wirtschaft, Soziales und Nachhaltigkeit 
gemäß Artikel 121 Absatz 2 AEUV und 
Artikel 148 AEUV, der länderspezifischen 
Empfehlungen und der Empfehlung zur 
Wirtschaftspolitik des Euro-
Währungsgebiets,

Or. en

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Formulierung und die 
Überwachung der Umsetzung der von den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 
AEUV zu berücksichtigenden 
beschäftigungspolitischen Leitlinien 
einschließlich der europäischen Säule 
sozialer Rechte sowie der einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen,

b) die Formulierung und die 
Überwachung der Umsetzung der von den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 
AEUV zu berücksichtigenden 
beschäftigungspolitischen Leitlinien 
einschließlich der europäischen Säule 
sozialer Rechte und ihrer Kernziele sowie 
der einschlägigen länderspezifischen 
Empfehlungen und der Verpflichtungen 
aufgrund der derzeitigen 
Sozialgesetzgebung und gemäß Artikel 9 
und Artikel 151 AEUV,

Or. en
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Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

da) die Überwachung zur Vermeidung 
und Korrektur sozialer Ungleichgewichte 
durch einen gemeinsamen Mechanismus,

Or. en

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Sofern dies in Anbetracht der 
Bewertung der mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne gemäß dieser 
Verordnung, der jährlichen 
Fortschrittsberichte sowie der 
sozioökonomischen Lage der betreffenden 
Mitgliedstaaten angezeigt ist, richtet der 
Rat auf der Grundlage von Empfehlungen 
der Kommission sowie unter umfassender 
Nutzung der in den Artikeln 121 und 148 
AEUV vorgesehenen Rechtsinstrumente 
und der einschlägigen sekundärrechtlichen 
Vorschriften Empfehlungen an die 
jeweiligen Mitgliedstaaten.

(1) Sofern dies in Anbetracht der 
Bewertung der mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Pläne gemäß dieser 
Verordnung, der jährlichen 
Fortschrittsberichte sowie der 
sozioökonomischen Lage der betreffenden 
Mitgliedstaaten angezeigt ist, richtet der 
Rat auf der Grundlage von Empfehlungen 
der Kommission sowie unter umfassender 
Nutzung der in den Artikeln 121 und 148 
AEUV vorgesehenen Rechtsinstrumente, 
der europäischen Säule sozialer Rechte 
und der einschlägigen sekundärrechtlichen 
Vorschriften Empfehlungen an die 
jeweiligen Mitgliedstaaten.

Or. en

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Bei wichtigen Entscheidungen zur 
Entwicklung ihrer Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Haushaltspolitik 
tragen die Mitgliedstaaten den in Artikel 3 
Absatz 2 Buchstaben a und b genannten 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten, beschäftigungspolitischen 
Leitlinien und Empfehlungen gebührend 
Rechnung. Die entsprechenden Fortschritte 
werden von der Kommission überwacht.

(2) Bei wichtigen Entscheidungen zur 
Entwicklung ihrer Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Haushaltspolitik 
tragen die Mitgliedstaaten den in Artikel 3 
Absatz 2 Buchstaben a, b und da 
genannten Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, 
beschäftigungspolitischen Leitlinien und 
Empfehlungen gebührend Rechnung. Die 
entsprechenden Fortschritte werden von 
der Kommission überwacht.

Or. en

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) eine Empfehlung des Rates auf der 
Grundlage eines Vorschlags der 
Kommission gemäß Artikel 9 und 
Artikel 148 Absatz 4 AEUV oder der 
Umsetzung der Grundsätze der 
europäischen Säule sozialer Rechte;

Or. en

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für jeden Mitgliedstaat, dessen öffentlicher 
Schuldenstand über dem Referenzwert von 
60 % des BIP oder dessen öffentliches 
Defizit über dem Referenzwert von 3 % 
des BIP liegt, gibt die Kommission in 

Für jeden Mitgliedstaat, dessen öffentlicher 
Schuldenstand über dem Referenzwert von 
60 % des BIP oder dessen öffentliches 
Defizit über dem Referenzwert von 3 % 
des BIP liegt, gibt die Kommission in 
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einem Bericht an den Wirtschafts- und 
Finanzausschuss einen technischen 
Zielpfad für die Nettoausgaben vor, der 
sich auf einen mindestens vierjährigen 
Anpassungszeitraum, der der Laufzeit des 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plans entspricht, sowie 
auf dessen etwaige Verlängerung um 
höchstens drei Jahre gemäß Artikel 13 
erstreckt. Die Kommission veröffentlicht 
diesen Bericht.

einem Bericht an den Wirtschafts- und 
Finanzausschuss nach Konsultation der 
einschlägigen Sozialpartner einen 
technischen Zielpfad für die Nettoausgaben 
vor, der sich auf einen mindestens 
vierjährigen Anpassungszeitraum, der der 
Laufzeit des nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plans 
entspricht, sowie auf dessen etwaige 
Verlängerung um höchstens drei Jahre 
gemäß Artikel 13 erstreckt. Die 
Kommission veröffentlicht diesen Bericht.

Or. en

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) ihre Prognosen und Annahmen zu 
sozialen Risiken,

Or. en

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission konsultiert die 
Sozialpartner rechtzeitig und wirksam, 
um Meinungen zur Nachhaltigkeit des 
Anpassungspfads und zu den 
Auswirkungen des Reform- und 
Investitionsinstruments einzuholen und 
die Plausibilität des Schuldenpfads zu 
bewerten.

Or. en
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Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der nationale mittelfristige strukturelle 
finanzpolitische Plan muss auch eine 
Beschreibung der Maßnahmen des 
betreffenden Mitgliedstaats zur Umsetzung 
der länderspezifischen Empfehlungen und 
gegebenenfalls der relevanten 
Empfehlungen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
enthalten sowie gegebenenfalls eine 
Beschreibung der Maßnahmen, die der 
Mitgliedstaat auf Verwarnungen vonseiten 
der Kommission oder Empfehlungen des 
Rates nach Artikel 121 Absatz 4 AEUV 
hin ergreift.

Der nationale mittelfristige strukturelle 
finanzpolitische Plan muss auch eine 
Beschreibung der Maßnahmen des 
betreffenden Mitgliedstaats zur Umsetzung 
der länderspezifischen Empfehlungen und 
gegebenenfalls der relevanten 
Empfehlungen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
enthalten sowie gegebenenfalls eine 
Beschreibung der Maßnahmen, die der 
Mitgliedstaat auf Verwarnungen vonseiten 
der Kommission oder Empfehlungen des 
Rates nach Artikel 121 Absatz 4, Artikel 9 
und Artikel 148 Absatz 4 AEUV hin oder 
gemäß der Umsetzung der europäischen 
Säule sozialer Rechte ergreift.

Or. en

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Haushaltsanpassung 
gewährleisten, die erforderlich ist, um den 
öffentlichen Schuldenstand spätestens bis 
zum Ende des Anpassungszeitraums auf 
einen plausibel rückläufigen Pfad zu 
bringen bzw. darauf zu halten oder auf 
einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden 
Niveau zu halten und das öffentliche 
Defizit mittelfristig unter den Referenzwert 
von 3 % des BIP zu senken und darunter zu 
halten;

a) die Haushaltsanpassung 
gewährleisten, die erforderlich ist, um den 
öffentlichen Schuldenstand spätestens bis 
zum Ende des Anpassungszeitraums auf 
einen plausibel rückläufigen Pfad zu 
bringen bzw. darauf zu halten oder auf 
einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden 
Niveau zu halten und das öffentliche 
Defizit mittelfristig unter den Referenzwert 
von 3 % des BIP zu senken und darunter zu 
halten; bei der Berechnung des 
Haushaltssaldos sollte es den 
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Regierungen gestattet sein, eine 
qualifizierte Behandlung für die 
Sozialinvestitionen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Grundsätze der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
einzubeziehen und die Investitionskosten 
über die gesamte Lebensdauer der 
Investition zu verteilen.

Or. en

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) erläutern, wie die Durchführung der 
Investitionen und Reformen sichergestellt 
wird, mit denen die wichtigsten 
Herausforderungen angegangen werden, 
die im Rahmen des Europäischen 
Semesters in den länderspezifischen 
Empfehlungen ermittelt wurden, wie die 
gegebenenfalls im Rahmen des Verfahrens 
bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht festgestellten 
makroökonomischen Ungleichgewichte 
korrigiert werden, wie die in Anhang VI 
dieser Verordnung genannten 
gemeinsamen Prioritäten der Union, 
einschließlich des europäischen Grünen 
Deals, der europäischen Säule sozialer 
Rechte und der digitalen Dekade, 
angegangen werden und inwieweit der Plan 
gleichzeitig mit den aktualisierten 
nationalen Energie- und Klimaplänen und 
den nationalen Fahrplänen für die digitale 
Dekade in Einklang steht;

b) erläutern, wie die Durchführung der 
Investitionen und Reformen sichergestellt 
wird, mit denen die wichtigsten 
Herausforderungen angegangen werden, 
die im Rahmen des Europäischen 
Semesters in den länderspezifischen 
Empfehlungen ermittelt wurden, wie die 
gegebenenfalls im Rahmen des Verfahrens 
bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht festgestellten 
makroökonomischen Ungleichgewichte 
korrigiert werden, wie die in Artikel 1 
dieser Verordnung genannten 
gemeinsamen Prioritäten der Union, 
einschließlich des europäischen Grünen 
Deals, der europäischen Säule sozialer 
Rechte, der Ziele der EU und der 
Mitgliedstaten in Bezug auf 
Beschäftigung, Bildung und 
Armutsbekämpfung bis 2030 und der 
digitalen Dekade, angegangen werden und 
inwieweit der Plan gleichzeitig mit den 
aktualisierten nationalen Energie- und 
Klimaplänen und den nationalen 
Fahrplänen für die digitale Dekade in 
Einklang steht; darüber erläutert er, wie 
die Kohärenz mit den Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und 
den beschäftigungspolitischen Leitlinien 
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gemäß Artikel 121 Absatz 2 und 
Artikel 148 Absatz 2 AEUV sichergestellt 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

da) erläutern, wie das im Einklang mit 
dem nationalen Rechtsrahmen 
durchgeführte Verfahren zur 
Konsultation von lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften, Sozialpartnern, 
Organisationen der Zivilgesellschaft, 
Jugendorganisationen und anderen 
einschlägigen Interessenträgern abläuft, 
und darlegen, wie die Beiträge der 
Interessenträger in den Plan und den 
Umsetzungsprozess einfließen; and

Or. en

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

db) sicherstellen, dass die 
vorgeschlagenen Reformen zur 
Verwirklichung der sozialpolitischen Ziele 
beitragen, die in der europäischen Säule 
sozialer Rechte und ihrem Aktionsplan 
festgelegt sind.

Or. en
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Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
verlängert werden soll, müssen in einem 
angemessenen Verhältnis zu den 
Herausforderungen in Bezug auf den 
öffentlichen Schuldenstand und das 
mittelfristige Wachstum in dem 
betreffenden Mitgliedstaat stehen.

Die Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
verlängert werden soll, müssen in einem 
angemessenen Verhältnis zu den 
Herausforderungen in Bezug auf den 
öffentlichen Schuldenstand, das 
mittelfristige nachhaltige Wachstum in 
dem betreffenden Mitgliedstaat und die 
Verwirklichung der gemeinsamen 
Prioritäten der Union stehen.

Or. en

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Ziffer i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) wachstumsfördernd sein, i) nachhaltiges Wachstum fördern,

Or. en

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Ziffer ii a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iia) soziale Aufwärtskonvergenz 
unterstützen,

Or. en
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Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Ziffer iii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) die in Anhang VI genannten 
gemeinsamen Prioritäten der Union 
verfolgen,

iii) die in Artikel 1 genannten 
gemeinsamen Prioritäten der Union 
verfolgen,

Or. en

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) den an den Mitgliedstaat 
gerichteten einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen, 
gegebenenfalls einschließlich der im 
Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
vorgelegten Empfehlungen, nachkommen,

iv) den gemäß Artikel 121 Absatz 4 
und Artikel 148 Absatz 4 AEUV an den 
Mitgliedstaat gerichteten einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen, 
gegebenenfalls einschließlich der im 
Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
vorgelegten Empfehlungen, nachkommen,

Or. en

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) ob die öffentliche Schuldenquote 
am Ende des Planungszeitraums niedriger 
ist als im Jahr vor Beginn des technischen 
Zielpfads.

f) ob die öffentliche Schuldenquote 
am Ende des Planungszeitraums niedriger 
ist als im Jahr vor Beginn des technischen 
Zielpfads,

Or. en
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Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

fa) ob durch die Durchführung der 
Investitionen und Reformen, mit denen 
die wichtigsten Herausforderungen 
angegangen werden, die im Rahmen des 
Europäischen Semesters in den 
länderspezifischen Empfehlungen 
ermittelt wurden, die gegebenenfalls im 
Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
festgestellten makroökonomischen 
Ungleichgewichte korrigiert werden und 
die in Artikel 1 dieser Verordnung 
genannten gemeinsamen Prioritäten der 
Union, einschließlich des europäischen 
Grünen Deals, der europäischen Säule 
sozialer Rechte, der Ziele der EU und der 
Mitgliedstaten in Bezug auf 
Beschäftigung, Bildung und 
Armutsbekämpfung bis 2030 und der 
digitalen Dekade, angegangen werden 
und ob der Plan gleichzeitig mit den 
aktualisierten nationalen Energie- und 
Klimaplänen und den nationalen 
Fahrplänen für die digitale Dekade in 
Einklang steht;

Or. en

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Rat nimmt auf Empfehlung der 
Kommission in der Regel innerhalb von 
vier Wochen nach Annahme der 

Der Rat nimmt auf Empfehlung der 
Kommission und nach Konsultation des 
einschlägigen beratenden Ausschusses 
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Empfehlung der Kommission eine 
Empfehlung an, in der er den 
Nettoausgabenpfad des betreffenden 
Mitgliedstaats festlegt und gegebenenfalls 
die Reform- und Investitionszusagen 
billigt, auf deren Grundlage der in dem 
jeweiligen nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan 
vorgesehene Anpassungszeitraums 
verlängert werden soll.

gemäß Artikel 26 in der Regel innerhalb 
von vier Wochen nach Annahme der 
Empfehlung der Kommission eine 
Empfehlung an, in der er den 
Nettoausgabenpfad des betreffenden 
Mitgliedstaats festlegt und gegebenenfalls 
die Reform- und Investitionszusagen 
billigt, auf deren Grundlage der in dem 
jeweiligen nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan 
vorgesehene Anpassungszeitraums 
verlängert werden soll.

Or. en

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Rat der Auffassung ist, dass der 
Plan die Anforderungen des Artikels 15 
Absatz 2 und Absatz 3 Buchstabe a nicht 
erfüllt, empfiehlt er dem betreffenden 
Mitgliedstaat auf Empfehlung der 
Kommission, einen überarbeiteten 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan zu übermitteln.

Wenn der Rat der Auffassung ist, dass der 
Plan die Anforderungen des Artikels 15 
Absatz 2 und Absatz 3 Buchstaben a und 
b nicht erfüllt, empfiehlt er dem 
betreffenden Mitgliedstaat auf Empfehlung 
der Kommission und nach Konsultation 
des einschlägigen beratenden 
Ausschusses gemäß Artikel 26, einen 
überarbeiteten nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Plan zu 
übermitteln.

Or. en

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der jährliche Fortschrittsbericht 
nach Absatz 1 enthält insbesondere 

2. Der jährliche Fortschrittsbericht 
nach Absatz 1 enthält insbesondere 
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Informationen über die Fortschritte bei der 
Umsetzung des Nettoausgabenpfads, bei 
der Umsetzung umfassenderer Reform- 
und Investitionszusagen im Rahmen des 
Europäischen Semesters und 
gegebenenfalls bei der Umsetzung der 
Reform- und Investitionszusagen, die einer 
Verlängerung des Anpassungszeitraums 
zugrunde lagen.

Informationen über die Fortschritte bei der 
Umsetzung des Nettoausgabenpfads, bei 
der Umsetzung umfassenderer Reform- 
und Investitionszusagen im Rahmen des 
Europäischen Semesters, einschließlich 
der Fortschritte im Hinblick auf die Ziele 
der Union und der Mitgliedstaaten in 
Bezug auf Beschäftigung, Bildung und 
Armutsbekämpfung bis 2030 und 
gegebenenfalls bei der Umsetzung der 
Reform- und Investitionszusagen, die einer 
Verlängerung des Anpassungszeitraums 
zugrunde lagen.

Or. en

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede unabhängige nationale 
finanzpolitische Institution im Sinne des 
Artikels 8 der Richtlinie [...] des Rates32 
[über die nationalen haushaltspolitischen 
Rahmen] bewertet, ob die in dem 
Fortschrittsbericht nach Artikel 20 
gemeldeten Haushaltsergebnisdaten mit 
dem Nettoausgabenpfad vereinbar sind. 
Gegebenenfalls analysiert jede 
unabhängige nationale finanzpolitische 
Institution auch die Faktoren, die einer 
Abweichung vom Nettoausgabenpfad 
zugrunde liegen.

Jede unabhängige nationale 
finanzpolitische Institution im Sinne des 
Artikels 8 der Richtlinie [...] des Rates32 
[über die nationalen haushaltspolitischen 
Rahmen]

a) bewertet, ob die in dem 
Fortschrittsbericht nach Artikel 20 
gemeldeten Haushaltsergebnisdaten mit 
dem Nettoausgabenpfad vereinbar sind,
b) analysiert gegebenenfalls auch die 
Faktoren, die einer Abweichung vom 
Nettoausgabenpfad zugrunde liegen,
c) legt eine Bewertung der sozialen 
Auswirkungen von Entscheidungen zur 
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haushaltspolitischen Anpassung vor,
d) bezieht Sozialexperten ein, die bei 
den Bewertungen mit Wirtschaftsexperten 
zusammenarbeiten.

__________________ __________________
32 Richtlinie [...] des Rates vom [...] [zur 
Änderung der Richtlinie 2011/85/EU des 
Rates über die Anforderungen an die 
haushaltspolitischen Rahmen der 
Mitgliedstaaten] (ABl. L ... vom ..., S. ...).

32 Richtlinie [...] des Rates vom [...] [zur 
Änderung der Richtlinie 2011/85/EU des 
Rates über die Anforderungen an die 
haushaltspolitischen Rahmen der 
Mitgliedstaaten] (ABl. L ... vom ..., S. ...).

Or. en

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Um die Transparenz der getroffenen 
Entscheidungen und die 
Eigenverantwortung und 
Rechenschaftspflicht für diese zu erhöhen, 
wird das Europäische Parlament 
insbesondere über einen wirtschaftlichen 
Dialog gebührend in das Europäische 
Semester eingebunden. Der Wirtschafts- 
und Finanzausschuss, der Ausschuss für 
Wirtschaftspolitik, der 
Beschäftigungsausschuss und der 
Ausschuss für Sozialschutz werden 
gegebenenfalls im Rahmen des 
Europäischen Semesters gehört. 
Maßgebliche Interessengruppen, 
insbesondere die Sozialpartner, werden im 
Rahmen des Europäischen Semesters 
gemäß den Bestimmungen des AEUV und 
den auf nationaler Ebene bestehenden 
gesetzlichen und politischen Regelungen 
gegebenenfalls an den wichtigsten 
politischen Fragen beteiligt

Um die Transparenz der getroffenen 
Entscheidungen und die 
Eigenverantwortung und 
Rechenschaftspflicht für diese zu erhöhen, 
wird das Europäische Parlament 
insbesondere über einen wirtschaftlichen 
und sozialen Dialog gebührend in das 
Europäische Semester eingebunden. Der 
Wirtschafts- und Finanzausschuss, der 
Ausschuss für Wirtschaftspolitik, der 
Beschäftigungsausschuss und der 
Ausschuss für Sozialschutz werden 
gegebenenfalls im Rahmen des 
Europäischen Semesters gehört. 
Maßgebliche Interessengruppen, 
insbesondere die Sozialpartner, werden im 
Rahmen des Europäischen Semesters 
gemäß den Bestimmungen des AEUV und 
den auf nationaler Ebene bestehenden 
gesetzlichen und politischen Regelungen 
gegebenenfalls an den wichtigsten 
politischen Fragen beteiligt

Or. en
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Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die zuständigen Ausschüsse des 
Europäischen Parlaments können die 
Kommission ersuchen, folgende Fragen 
zu erörtern:
– die Bewertung der mittelfristigen 
Projektion des öffentlichen 
Schuldenstands durch die Kommission, 
der nationalen mittelfristigen 
strukturellen finanzpolitischen Pläne 
sowie der Analyse der 
Schuldentragfähigkeit
– die Bewertung der Angaben, die in 
den jährlichen Fortschrittsberichten der 
Mitgliedstaaten enthalten sind
– die Bewertung der Reform- und 
Investitionszusagen, auf deren Grundlage 
der Anpassungszeitraum verlängert 
werden soll
– die Bewertung der 
länderspezifischen Empfehlungen und 
der Risiken im Bereich soziale 
Konvergenz, die Fortschritte bei der 
Umsetzung der Grundsätze der 
europäischen Säule sozialer Rechte.

Or. en

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) In diesem Fall legt der 
Mitgliedstaat, gegen den gemäß Artikel 7 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)        
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Nr. 1176/2011 ein Verfahren bei einem 
übermäßigen Ungleichgewicht eingeleitet 
wurde, gemäß Artikel 14 der vorliegenden 
Verordnung einen überarbeiteten Plan vor. 
Dieser überarbeitete Plan folgt der gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1176/2011 angenommenen 
Ratsempfehlung. Der überarbeitete Plan 
muss vom Rat gemäß den Artikeln 16 bis 
19 der vorliegenden Verordnung gebilligt 
werden. Der überarbeitete Plan wird gemäß 
Artikel 15 der vorliegenden Verordnung 
bewertet.

Or. en

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 33 delegierte 
Rechtsakte zur Änderung der Anhänge II 
bis VII zu erlassen, um weiteren 
Entwicklungen oder Erfordernissen im 
Hinblick auf die Angaben im nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan (Anhang II) oder in 
den jährlichen Fortschrittsberichten 
(Anhang III), im Hinblick auf die 
Funktionsweise des Kontrollkontos 
(Anhang IV), im Hinblick auf die Methode 
für die Plausibilitätsprüfung (Anhang V), 
im Hinblick auf die gemeinsamen 
Prioritäten der Union (Anhang VI) oder 
im Hinblick auf den Bewertungsrahmen 
(Anhang VII) gebührend Rechnung zu 
tragen.

Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 33 delegierte 
Rechtsakte zur Änderung der Anhänge II 
bis VII zu erlassen, um weiteren 
Entwicklungen oder Erfordernissen im 
Hinblick auf die Angaben im nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan (Anhang II) oder in 
den jährlichen Fortschrittsberichten 
(Anhang III), im Hinblick auf die 
Funktionsweise des Kontrollkontos 
(Anhang IV), im Hinblick auf die Methode 
für die Plausibilitätsprüfung (Anhang V) 
oder im Hinblick auf den 
Bewertungsrahmen (Anhang VII) 
gebührend Rechnung zu tragen.

Or. en
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Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei den sozialen Indikatoren im 
Zusammenhang mit der Verwirklichung 
der nationalen Ziele, die mit den 
Kernzielen der europäischen Säule 
sozialer Rechte und ihren wichtigsten und 
sekundären Indikatoren verknüpft sind, 
wurden am Ende des Zeitraums 
Fortschritte erzielt und sie sind höher als 
in der Situation im Jahr vor Beginn des 
technischen Zielpfads. 

Or. en

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Angaben zu impliziten 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
der Bevölkerungsalterung und zu 
Eventualverbindlichkeiten, die sich 
erheblich auf die öffentlichen Haushalte 
auswirken könnten, einschließlich 
staatlicher Bürgschaften, notleidender 
Kredite und Verbindlichkeiten aus den 
Tätigkeiten öffentlicher Unternehmen, 
einschließlich ihres Umfangs, sowie zu 
potenziellen Ausgaben und 
Verpflichtungen aus Gerichtsverfahren und 
– soweit wie möglich – zu 
Eventualverbindlichkeiten in den 
Bereichen Katastrophen und Klima.

d) Angaben zu impliziten 
Verbindlichkeiten und zu 
Eventualverbindlichkeiten, die sich 
erheblich auf die öffentlichen Haushalte 
auswirken könnten, einschließlich 
staatlicher Bürgschaften, notleidender 
Kredite und Verbindlichkeiten aus den 
Tätigkeiten öffentlicher Unternehmen, 
einschließlich ihres Umfangs, sowie zu 
potenziellen Ausgaben und 
Verpflichtungen aus Gerichtsverfahren und 
– soweit wie möglich – zu 
Eventualverbindlichkeiten in den 
Bereichen Katastrophen und Klima.

Or. en
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Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) Wenn die unter Buchstabe e 
genannten Annahmen des Mitgliedstaats 
von den Annahmen der Kommission 
abweichen, die diese unter der Prämisse, 
dass keine weiteren Haushaltsmaßnahmen 
getroffen werden, für den 
Anpassungszeitraum des nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plans und den 
darauffolgenden Zehnjahreszeitraum 
unterstellt: gebührende Erläuterungen und 
Begründungen mit stichhaltigen 
wirtschaftlichen Argumenten für diese 
Abweichungen.

f) Wenn die unter Buchstabe e 
genannten Annahmen des Mitgliedstaats 
von den Annahmen der Kommission 
abweichen, die diese unter der Prämisse, 
dass keine weiteren Haushaltsmaßnahmen 
getroffen werden, für den 
Anpassungszeitraum des nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plans und den 
darauffolgenden Zehnjahreszeitraum 
unterstellt: gebührende Erläuterungen und 
Begründungen mit stichhaltigen 
wirtschaftlichen und sozialen Argumenten 
für diese Abweichungen.

Or. en

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Eine Analyse, wie Veränderungen 
bei den wichtigsten ökonomischen 
Annahmen die Haushaltslage und den 
Schuldenstand des Mitgliedstaats 
beeinflussen würden.

g) Eine Analyse, wie Veränderungen 
bei den wichtigsten ökonomischen und 
sozialen Annahmen die Haushaltslage und 
den Schuldenstand des Mitgliedstaats 
sowie die Verwirklichung der nationalen 
Ziele beeinflussen würden, die mit den 
Kernzielen der europäischen Säule 
sozialer Rechte und ihren wichtigsten 
sekundären Indikatoren und den 
gemeinsamen Prioritäten der Union in 
diesem Mitgliedstaat verknüpft sind.

Or. en
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Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Falls zutreffend, eine gebührende 
(d. h. relevante stichhaltige und 
überprüfbare wirtschaftliche Argumente 
enthaltende) Darlegung der Gründe, warum 
von dem von der Kommission 
vorgegebenen technischen Zielpfad 
abgewichen wird.

h) Falls zutreffend, eine gebührende 
(d. h. relevante stichhaltige und 
überprüfbare wirtschaftliche und soziale 
Argumente enthaltende) Darlegung der 
Gründe, warum von dem von der 
Kommission vorgegebenen technischen 
Zielpfad abgewichen wird.

Or. en

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

k) Falls zutreffend, Angaben zu 
speziellen terminierten und überprüfbaren 
Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
nach Artikel 13 verlängert werden soll, 
einen Zeitplan für deren Umsetzung sowie 
stichhaltige wirtschaftliche Argumente, 
dass diese Reform- und 
Investitionszusagen unter 
Berücksichtigung der in Anhang VII 
genannten Bewertungskriterien die 
Kriterien des Artikels 13 erfüllen.

k) Falls zutreffend, Angaben zu 
speziellen terminierten und überprüfbaren 
Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
nach Artikel 13 verlängert werden soll, 
einen Zeitplan für deren Umsetzung sowie 
stichhaltige wirtschaftliche und soziale 
Argumente, dass diese Reform- und 
Investitionszusagen unter 
Berücksichtigung der in Anhang VII 
genannten Bewertungskriterien die 
Kriterien des Artikels 13 erfüllen.

Or. en

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe l



PA\1283985DE.docx 39/46 PE752.621v01-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

l) Eine möglichst umfassende 
Quantifizierung der erwarteten 
Auswirkungen der unter Buchstabe k 
genannten Reformen und Investitionen auf 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
und auf Wachstum und Beschäftigung, 
gegebenenfalls im Einklang mit den 
gemeinsamen Methoden.

l) Eine möglichst umfassende 
Quantifizierung der erwarteten 
Auswirkungen der unter Buchstabe k 
genannten Reformen und Investitionen auf 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
und auf nachhaltiges Wachstum und 
hochwertige Beschäftigung sowie soziale 
Aufwärtskonvergenz, gegebenenfalls im 
Einklang mit den gemeinsamen Methoden.

Or. en

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe n a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

na) Gegebenenfalls Reformen und 
Investitionen zur Korrektur der 
festgestellten Risiken im Bereich soziale 
Konvergenz.

Or. en

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe p

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

p) Bei Mitgliedstaaten, deren 
öffentlicher Schuldenstand eine geringe 
Herausforderung darstellt, die aufgrund 
der Bevölkerungsalterung aber vor hohen 
impliziten Verbindlichkeiten stehen, 
sollten die Herausforderungen für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
beim nationalen Zielpfad für die 
Nettoausgaben und bei den in den 

p) Bei Mitgliedstaaten, deren 
öffentlicher Schuldenstand eine geringe 
Herausforderung darstellt, die aber vor 
hohen impliziten Verbindlichkeiten stehen, 
sollten die Herausforderungen für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
sowie die Risiken im Bereich soziale 
Divergenz, wie sie im Rahmen der 
jüngsten Überwachung festgestellt 
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nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen vorgesehenen 
Reformen gebührend berücksichtigt 
werden.

wurden, beim nationalen Zielpfad für die 
Nettoausgaben und bei den in den 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen vorgesehenen 
Reformen gebührend berücksichtigt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe q

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

q) Angaben zur Konsultation von 
Sozialpartnern, Organisationen der 
Zivilgesellschaft und anderen relevanten 
Interessenträgern vor Ausarbeitung des 
Plans.

q) Angaben zur wirksamen 
Konsultation von Sozialpartnern, 
Organisationen der Zivilgesellschaft und 
anderen relevanten Interessenträgern vor 
Ausarbeitung des Plans.

Or. en

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Einen Vergleich zwischen den 
Projektionen für die wichtigsten 
ökonomischen Variablen, die im nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan enthalten sind, und 
den Ist-Daten für diese Variablen ab 
Beginn der Laufzeit dieses Plans sowie die 
Auswirkungen auf die Einhaltung des vom 
Rat festgelegten Nettoausgabenpfads und 
die Auswirkungen auf den in diesem Plan 
enthaltenen projizierten Pfad für die 
öffentliche Schuldenquote.

b) Einen Vergleich zwischen den 
Projektionen für die wichtigsten 
ökonomischen und sozialen Variablen, die 
im nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan enthalten sind, und 
den Ist-Daten für diese Variablen ab 
Beginn der Laufzeit dieses Plans sowie die 
Auswirkungen auf die Einhaltung des vom 
Rat festgelegten Nettoausgabenpfads und 
die Auswirkungen auf den in diesem Plan 
enthaltenen projizierten Pfad für die 
öffentliche Schuldenquote sowie die 
Verwirklichung der nationalen Ziele in 
Verbindung mit den Kernzielen der 
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europäischen Säule sozialer Rechte und 
ihren wichtigsten und sekundären 
Indikatoren.

Or. en

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Absatz 1 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Die Hauptannahmen bezüglich der 
erwarteten wirtschaftlichen Entwicklungen 
und der wichtigsten ökonomischen 
Variablen in den folgenden Jahren des 
Anpassungszeitraums, einschließlich der 
öffentlichen Schuldenquote.

h) Die Hauptannahmen bezüglich der 
erwarteten wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklungen und der wichtigsten 
ökonomischen und sozialen Variablen in 
den folgenden Jahren des 
Anpassungszeitraums, einschließlich der 
öffentlichen Schuldenquote.

Or. en

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Absatz 1 – Buchstabe l

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

l) Gegebenenfalls eine Analyse der 
Entwicklung der makroökonomischen 
Ungleichgewichte, die im Rahmen des 
Verfahrens bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht festgestellt wurden, und 
der Auswirkungen der Umsetzung der 
gemäß Anhang II Buchstabe n im 
nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan ausgewiesenen 
einschlägigen Reformen und Investitionen 
auf diese Ungleichgewichte.

l) Gegebenenfalls eine Analyse der 
Entwicklung der makroökonomischen 
Ungleichgewichte, die im Rahmen des 
Verfahrens bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht festgestellt wurden, sowie 
der Risiken in Bezug auf soziale 
Konvergenz und der Auswirkungen der 
Umsetzung der gemäß Anhang II 
Buchstaben n und o im nationalen 
mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plan ausgewiesenen 
einschlägigen Reformen und Investitionen 
auf diese Ungleichgewichte.

Or. en
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Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VI

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Gemeinsame Prioritäten der Union entfällt
Die in Artikel 12 Buchstabe b genannten 
gemeinsamen Prioritäten der Union sind:
a) der europäische Grüne Deal34, 
einschließlich des Übergangs zur 
Klimaneutralität bis 205035 und die 
Umsetzung auf nationaler Ebene über die 
nationalen Energie- und Klimapläne,
b) die europäische Säule sozialer 
Rechte36 einschließlich der zugehörigen 
Ziele für Beschäftigung, Kompetenzen 
und Armutsbekämpfung bis 2030,
c) das Politikprogramm 2030 für die 
digitale Dekade37, dem auf nationaler 
Ebene durch die nationalen strategischen 
Fahrpläne für die digitale Dekade 
Rechnung getragen wird,
d) ein Strategischer Kompass für 
Sicherheit und Verteidigung – Für eine 
Europäische Union, die ihre Bürgerinnen 
und Bürger, Werte und Interessen schützt 
und zu Weltfrieden und internationaler 
Sicherheit beiträgt38.
__________________
34 Mitteilung COM(2019) 640 final vom 
11. Dezember 2019 der Kommission „Der 
europäische Grüne Deal“ und Beschluss 
(EU) 2022/591 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 6. April 
2022 über ein allgemeines 
Umweltaktionsprogramm der Union für 
die Zeit bis 2030 (ABl. L 114 vom 
12.4.2022, S. 22).
35 Verordnung (EU) 2021/1119 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des 
Rahmens für die Verwirklichung der 
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Klimaneutralität und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und 
(EU) 2018/1999 („Europäisches 
Klimagesetz“).
36 (2017/C 428/09) Interinstitutionelle 
Proklamation zur europäischen Säule 
sozialer Rechte (ABl. C 428 vom 
13.12.2017, S. 10).
37 Beschluss (EU) 2022/2481 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Dezember 2022 über die 
Aufstellung des Politikprogramms 2030 
für die digitale Dekade (ABl. L 323 vom 
19.12.2022, S. 4).
38 Rat der Europäischen Union, 
COPS 130.

Or. en

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach Artikel 13 Absatz 2 müssen die in 
den nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen enthaltenen 
Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
verlängert werden soll, in einem 
angemessenen Verhältnis zu den im 
jüngsten Debt Sustainability Monitor 
festgestellten Herausforderungen für den 
öffentlichen Schuldenstand und den für das 
mittelfristige Wachstum bestehenden 
Herausforderungen stehen. Es wird 
erwartet, dass in Mitgliedstaaten, in denen 
die Herausforderungen beim öffentlichen 
Schuldenstand mit erheblichen 
Herausforderungen für das mittelfristige 
Wachstum einhergehen, mit dem Reform- 
und Investitionspaket auch Hindernisse für 
das mittelfristige Wachstum angegangen 

Nach Artikel 13 Absatz 2 müssen die in 
den nationalen mittelfristigen strukturellen 
finanzpolitischen Plänen enthaltenen 
Reform- und Investitionszusagen, auf 
deren Grundlage der Anpassungszeitraum 
verlängert werden soll, in einem 
angemessenen Verhältnis zu den im 
jüngsten Debt Sustainability Monitor 
festgestellten Herausforderungen für den 
öffentlichen Schuldenstand in Verbindung 
mit den Risiken im Bereich soziale 
Divergenz, wie sie im Rahmen der 
jüngsten Überwachung festgestellt 
wurden, den für das mittelfristige 
Wachstum bestehenden Herausforderungen 
und den Herausforderungen für die 
Verwirklichung der nationalen Ziele, die 
mit den Kernzielen und ihren wichtigsten 
und sekundären Indikatoren der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
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werden. verknüpft sind, stehen. Es wird erwartet, 
dass in Mitgliedstaaten, in denen die 
Herausforderungen beim öffentlichen 
Schuldenstand mit erheblichen 
Herausforderungen für das mittelfristige 
nachhaltige Wachstum einhergehen, mit 
dem Reform- und Investitionspaket auch 
Hindernisse für das mittelfristige 
nachhaltige Wachstum angegangen 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2.1 Die Reform- und 
Investitionszusagen sind 
wachstumsfördernd

2.1 Die Reform- und 
Investitionszusagen fördern ein 
nachhaltiges Wachstum.

Die Reform- und Investitionszusagen 
dürften zu erheblichen Fortschritten bei 
der Verwirklichung der nationalen Ziele 
führen, die mit den Kernzielen der 
europäischen Säule sozialer Rechte und 
ihren wichtigsten und sekundären 
Indikatoren verknüpft sind.

Or. en

Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2.2a Die Reform- und 
Investitionszusagen fördern soziale 
Aufwärtskonvergenz
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Or. en

Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2.3 Durch die Reform- und 
Investitionszusagen werden in Anhang VI 
genannte Prioritäten der Union verfolgt

2.3 Durch die Reform- und 
Investitionszusagen werden in Artikel 1 
genannte Prioritäten der Union verfolgt

Or. en

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.3 – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Die Reform- und 
Investitionszusagen tragen erheblich zur 
Verfolgung mindestens einer der in 
Anhang VI genannten Prioritäten der 
Union bei.

– Die Reform- und 
Investitionszusagen tragen erheblich zur 
Verfolgung mindestens einer der in 
Artikel 1 genannten Prioritäten der Union 
bei.

Or. en

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.4 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2.4 Die Reform- und 
Investitionszusagen tragen in ihrer 
Gesamtheit zur Umsetzung der 
einschlägigen länderspezifischen 
Empfehlungen und – falls zutreffend – der 
im Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 

2.4 Die Reform- und 
Investitionszusagen tragen in ihrer 
Gesamtheit zur Umsetzung der 
einschlägigen länderspezifischen 
Empfehlungen gemäß Artikel 121 Absatz 4 
und Artikel 148 Absatz 4 AEUV und – 
falls zutreffend – der im Rahmen des 
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abgegebenen Empfehlungen bei Verfahrens bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht abgegebenen 
Empfehlungen bei

Or. en

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang VII – Nummer 2 – Absatz 2 – Nummer 2.4 – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Es wird erwartet, dass durch die 
Reform- und Investitionszusagen in ihrer 
Gesamtheit, auf deren Grundlage der 
Anpassungszeitraum verlängert werden 
soll, die in den einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen und 
gegebenenfalls den Empfehlungen im 
Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht 
ermittelten Herausforderungen angegangen 
werden und dabei – falls relevant – dem 
Umfang und der Größe der 
Herausforderungen des jeweiligen Landes 
und den im Rahmen der Aufbau- und 
Resilienzpläne abgegebenen Zusagen 
Rechnung getragen wird.

– Es wird erwartet, dass durch die 
Reform- und Investitionszusagen in ihrer 
Gesamtheit, auf deren Grundlage der 
Anpassungszeitraum verlängert werden 
soll, die in den einschlägigen 
länderspezifischen Empfehlungen und 
gegebenenfalls den Empfehlungen im 
Rahmen des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht und 
den gemäß Artikel 148 Absatz 4 AEUV 
oder auf der Grundlage der Umsetzung 
der Grundsätze der europäischen Säule 
sozialer Rechte abgegebenen 
Empfehlungen ermittelten 
Herausforderungen angegangen werden 
und dabei – falls relevant – dem Umfang 
und der Größe der Herausforderungen des 
jeweiligen Landes und den im Rahmen der 
Aufbau- und Resilienzpläne abgegebenen 
Zusagen Rechnung getragen wird.
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